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Positionspapier                                                               6. Ausgabe                                                                                                                                                        
Für die Rechte der technischen Intelligenz 

der  zivilen Luftfahrt

1.Sachverhalt

Zu den Aufgaben eines Sozialsystems in einer modernen Gesellschaft gehört zweifelsfrei die    Versorgung der Menschen im Alter. Diese Versorgung erfolgt auf verschiedenen Wegen, wie    durch den Staat, durch die Betriebe und durch persönliche Absicherung.

Im Prozess der deutschen Wiedervereinigung wurden alle Versorgungsformen der ehemaligen
DDR  ausschließlich in eine Versorgungsform der BRD, nämlich die Rente gemäß  Sozialgesetzbuch VI zu berechnen, überführt. Damals wurde festgelegt, daß es nach der Überleitung in den neuen Bundesländern nur noch Sozialrentner gibt. Diese Entscheidung führte zu großen Benachteiligungen der technischen Intelligenz im Osten gegenüber den Fachkollegen im Westen.

Trotz großer Bemühungen des dbb ( Deutscher Beamtenbund ) und des BRH ( Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und Hinterbliebenen) sowie ihrer Interessenverbände der ostdeutschen technischen Intelligenz ist deren Altersversorgung weiterhin ein ungelöstes Problem. Dies betrifft sowohl die Bestandsrentner, als auch die zukünftigen Rentner. Die Altersbezüge der Angehörigen der technischen Intelligenz (Ost) liegen bei nur 40% der Altersbezüge der Fachkollegen in den alten Bundesländern. Für die technische Intelligenz der Zivilen Luftfahrt der ehemaligen DDR wird die Lage noch  verschärft durch die Ausgrenzung  aus dem Kreis der technischen Intelligenz der Volkswirtschaft der DDR, d.h. diesem Personenkreis wird schlechthin eine zusätzliche Altersversorgung (AVI) verweigert. 

2.Ursachen 

Gesetzgeber, Regierungen, Behörden und  Gerichte sehen immer noch nicht ein, dass für die  Erreichung der inneren Einheit in Deutschland die Rentengerechtigkeit von fundamentaler Bedeutung ist. Das Rentenüberleitungsgesetz (RÜG) und das Anspruchs- und 

Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) brachten für viele ehemalige DDR-Bürger,

insbesondere für die Angehörigen der technischen Intelligenz, keine ausgewogenen  Altersbezüge im Vergleich zu denen der Altbundesbürger. 

So bleibt der Einigungsvertrag für diesen Personenkreis gebrochen, indem durch das  

RÜG/AAÜG eine drastische Verschlechterung des Lebensniveaus der betroffenen 

Bestandsrentner herbeigeführt wurde und die im öffentlichen Dienst verbliebenen Mitarbeiter, 

die nicht oder nur zu ungünstigen Bedingungen in die entsprechenden Versorgungssysteme

dieser Dienste übernommen wurden.

Im Staatsvertrag und im Einigungsvertrag war eine Liquidierung der Versorgungsleistungen aus 

Zusatzversorgungssystemen in der jetzt vorliegenden gesetzlichen Form nicht vorgesehen. Der

Einigungsvertrag und der Staatsvertrag sind mit dem (RÜG/AAÜG) von 1991 prinzipiell 

unterlaufen worden.

Die technische Intelligenz in der DDR hat neben  den Altersversorgungs-Ansprüchen aus der  Sozialversicherung der DDR zusätzliche Anwartschaften aus Zusatzversorgungssystemen wie 

der AVI (Altersversorgung der Intelligenz) erworben. Die AVI garantierte diesen Personen eine  

Zusatzversorgung in Höhe von 60% des letzten Monats-Bruttogehaltes.

Die Überführung der  verschiedenen Rentenansprüche der ehemaligen DDR-Bürger in nur eine 

Versorgungsform der BRD, nämlich der Rente gemäß Sozialgesetzbuch  VI, führte zu einer Benachteiligung der technischen Intelligenz im Osten gegenüber den Fachkollegen im Westen. Das Bundesverfassungsgericht hat 1999 mit vier Urteilen diese Art der Überführung der erworbenen Ansprüche und Anwartschaften auf Leistungen aus Versorgungssystemen in die Rentenversicherung verworfen und mehrere Regelungen für verfassungswidrig erklärt.

Es bestätigte den Fortbestand der Alterssicherungs- ansprüche aus Versorgungssystemen, deren Eigentums-, Bestands- und Vertrauensschutz sowie eine Garantie ihres realen Wertes. 

                    Aktenzeichen : 1 BvL 32/95, 1 BvR   2105/95,  1 BvR 1926/96, 1 BvR 485/97, 

                                           1 BvL 34/95 und 1 BvL 22/95.

Darüber hinaus brachte das Grundsatzurteil des Bundessozialgerichts vom 23.April 1998 

                   Aktenzeichen.: B4 RA 27/97 R 

eine gerechte Zielrichtung zur Berücksichtigung der Zusatzversorgungssysteme 

der ehemaligen DDR, so auch das der Zusatzversorgung der technischen Intelligenz. 

Damit wurden die Grundsätze des Einigungsvertrages wieder hergestellt, die durch das  

RÜG/AAÜG aufgehoben waren. 

Trotz dieser klaren Aussagen der obersten deutschen Gerichte, wird nun seitens der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA), der Sozialgerichte und engstirniger politischer Kreise mit fadenscheinigen und falschen Argumenten den Angehörigen der Deutschen Lufthansa  (Ost), der Staatlichen Flughafenverwaltung und der Interflug der Anspruch auf das Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz (AVI) vorenthalten, während die Ingenieure der anderen Unternehmungen des Ministeriums für Verkehrswesen in die AVI einbezogen sind. 

3. Rechtsgrundlagen zur AVI

3.1Das Grundsatzurteil des Bundessozialgerichtes vom 23.04.1998 (Az: B4 RA 27/97 R)

 „Der Rechtsgehalt des § 5 AAÜG ist ausschließlich nach objektiven Auslegungskriterien zu ermitteln; auf die Auslegung der Versorgungsordnung durch die Staatsorgane der früheren DDR oder auf deren Verwaltungspraxis kommt es nicht an. Nach §5 AAÜG hängt die Zugehörigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem nicht notwendig davon ab, ob und wann in der ehemaligen DDR eine Versorgungszusage erteilt worden ist. Zugehörigkeitszeiten i.S. des §5 AAÜG liegen auch dann vor, wenn konkret eine entgeldliche Beschäftigung (i.S. Satz 1 Regelung 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch-SGB VI) ausgeübt worden ist, derentwegen ihrer Art nach eine zusätzliche Altersversorgung vorgesehen war".

„Auf die praktische Durchführung und auf die Auslegung der Versorgungsordnung seitens der ehemaligen DDR kommt es nicht an. Andererseits bestünde , wie z.B. bei einer ohne sachlichen Grund versagten oder aus politischen Gründen erst verspätet erteilten Versorgungszusage die Gefahr, dass eine in der ehemaligen DDR im Wege einer Instrumentalisierung von Versorgungszusagen zu politischen Zwecken praktizierte Willkür über die Wiedervereinigung hinaus Bestand hätte und so (nachträglich) in den Rang eines bundesrechtlich normativen Maßstab erhoben würde.“

Die Ausgrenzung der Ingenieure der Deutschen Lufthansa (Ost), der Staatlichen Flughafenverwaltung und der Interflug aus dem Kreis der Versorgungsberechtigten ist mit dem Grundgesetz Artikel 3 nicht vereinbar. Dieser ist verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten anders behandelt wird als eine andere, obwohl zwischen beiden keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten.

Durch das Schließen der Versorgungssysteme bis zum 31.12.1991 sollten doch nicht die in der ehemaligen  DDR erworbenen Ansprüche und Anwartschaften zum Erlöschen gebracht werden. Genau wie in der Bundesrepublik Deutschland erworbene Ansprüche genießen auch die in der ehemaligen DDR erworbenen Ansprüche den Schutz des Artikels 14 des Grundgesetzes. Diese in der ehemaligen DDR erworbenen Rechtspositionen weisen auch die wesentlichen Merkmale des Eigentums i.S. von Artikel 14 Grundgesetz auf.

In der letzten Zeit hat sich jedoch gezeigt, dass gravierende Unterschiede in der Alterssicherung von Altersgefährten gleicher Berufsgruppen in den neuen Bundesländern entstanden, abgesehen von den Unterschieden, die zwischen Ost und West ohnehin noch bestehen. Durch die Verordnung über das Statut des Ministeriums für Verkehrswesen der DDR vom 18.12.1960, ergänzt durch die Zweite Verordnung über das Statut des Ministeriums für Verkehrswesen vom 13.02.1961, wurde die Zivile Luftfahrt dem zentral geleitetem Verkehrswesen der DDR zugeordnet und dem Ministerium direkt unterstellt. Der Generaldirektor der Interflug war gleichzeitig Stellvertreter des Ministers für Verkehrswesen. Die Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für Verkehrswesen vom 14.10.1963, die entsprechend dem Statut Gesetzeskraft hatten, belegen, dass die Zivile Luftfahrt der DDR in das Versorgungssystem der technischen Intelligenz integriert war. Mit der derzeitig praktizierten Rechtsprechung der Sozialgerichte und der Beurteilung der Sachlage durch die BfA wird die durch das BSG im Urteil Az.: B 4 RA 27 / 97 R angeprangerte Willkür der DDR-Staatsorgane fortgesetzt.

3.2.Die Stellung der Interflug als volkseigenes Luftfahrtunternehmen

Das Unternehmen Deutsche Lufthansa(OST) war ein volkseigener Betrieb und im Register der Volkswirtschaft unter der Nr. HRC 626 eingetragen.

In der Zeit des kalten Krieges, in den Jahren 1954/1955 war es sicher für beide deutschen Staaten nach einem verlorenen Krieg nicht einfach, zivile Luftverkehrsunternehmen im internationalen Verkehr zu etablieren. So waren die Gesellschaften beider deutschen Staaten auf die Hilfe von Verbündeten angewiesen.

Eine unumstößliche Tatsache ist, dass im sensiblen Bereich des Weltluftverkehrs in dieser Zeit ein Luftfahrtunternehmen eines sozialistischen Staates nicht als eine privatwirtschaftliche GmbH operieren konnte. Es gibt eindeutige dokumentarische Beweise, dass die Interflug sowohl in der Gründungsphase, während des Bestehens und auch in der Phase der Liquidation durch die Treuhand stets ein volkseigener Betrieb oder den volkseigenen Betrieben gleichgestelltes Produktionsunternehmen war. Alles andere hätte sowohl gegen die Verfassung der DDR als auch gegen das Luftfahrtgesetz verstoßen. Durch den verlorenen Rechtsstreit um den Namen „Deutsche Lufthansa“ mussten die damals verantwortlichen zu Mitteln und Methoden greifen, die den derzeitigen Bedingungen angepasst waren. Somit verwendete man nach außen die Bezeichnung „Interflug GmbH“, weil eben ein „VEB INTERFLUG“ international nicht zu etablieren gewesen wäre. Dafür kann man aber die dort arbeitenden Ingenieure nicht verantwortlich machen und ihnen das erworbene Eigentum in Form der Rentenansprüche streitig machen. Das Vertragsgericht der DDR stellte am 17.01.1959 gegenüber dem Generaldirektor der Interflug fest, dass die Interflug GmbH ein sozialistischer Betrieb im Sinne des §2 Abs.1 Ziffer 3 des Vertragsgesetzes ist. Als am 01.09.1963 der Name „Deutsche Lufthansa“ für die Bezeichnung des Luftverkehrs- betriebes aufgegeben und das gleiche Unternehmen unter der Bezeichnung INTERFLUG GmbH weiter geführt wurde, war damit in keiner Weise die Änderung der Eigentumsverhältnisse verbunden. Gleiches gilt für die Staatliche Flughafenverwaltung, die am 01.01.1965 in die Interflug integriert wurde. Am 01.09.1963 erhielten alle Mitarbeiter der „Deutschen Lufthansa“ eine Ergänzung zum Arbeitsvertrag, mit folgendem Wortlaut: „Mit Wirkung vom 01.September 1963 übernimmt die Interflug GmbH alle zwischen Ihnen und der Deutschen Lufthansa gesetzlich vereinbarten Arbeitsbedingungen. Die bisherige Zugehörigkeit zur Deutschen Lufthansa wird Ihnen auf das Arbeitsverhältnis mit der Interflug GmbH angerechnet. Wir erwarten, dass Sie sich auch weiterhin voll und ganz für die Ihnen übertragenen  Aufgaben einsetzen". 

Durch dieses Dokument wird bestätigt, dass alle bei dem VEB Deutsche Lufthansa eingegangenen Verpflichtungen und Rechte bei der Interflug GmbH weitergeführt werden, dazu zählen auch die Rentenrechte gemäß der Verordnung vom 17.08.1950, bestätigt durch die Verfügung des Ministers für Verkehrswesen vom 14.10.1963. Die Einordnung des Unternehmens Interflug GmbH als volkseigener Betrieb bzw. einem den volkseigenen Produktionsbetrieben gleichgestellten Betrieb geht auch aus dem Gutachten  der Kanzlei Wellensiek, Grub & Partner, die im Auftrag der Treuhand die Abwicklung des Unternehmens leitete, hervor.

3.3  Abwicklung der Interflug durch die Treuhand

Nach dem Treuhandgesetz durften nur Volkseigene Betriebe umgewandelt oder liquidiert werden. Das Bundesministerium für Finanzen bestätigte mit Schreiben vom 08.08.2001, das sich zu keinem Zeitpunkt Gesellschaftsanteile im Eigentum von ausländischen juristischen oder natürlichen Personen, von privaten Unternehmen in der DDR sowie von Mitarbeitern der Interflug GmbH oder anderer DDR-Bürger befunden haben. Die Liquidierung der Interflug GmbH erfolgte im vollen Einklang mit der Verfassung und auch mit dem Treuhandgesetz, da keine privaten Gesellschafter betroffen waren.

3.4 Betriebsakte

Die Betriebsakte der „Deutschen Lufthansa (Ost) / Interflug GmbH“ der Staatlichen Versicherung der DDR beinhaltet den Stand und die Beitragsumlagen zur Altersversorgung der Technischen Intelligenz (AVI). 

Der VEB“Deutsche Lufthansa“ war vom Tag seiner Gründung , 01.Juli 1955, an in die AVI einbezogen. Mit Schreiben vom 10.12.1963 wurde der Staatlichen Versicherung der DDR, Abt.Altersversorgung der technischen Intelligenz mitgeteilt, dass die Aufgaben der Deutschen Lufthansa mit Wirkung vom 01.09.1963 in vollem Umfang von der Interflug, Gesellschaft für internationalen Flugverkehr m.b.H übernommen werden. Die Übernahme der bestehenden Altersversorgungsverträge sowie auch der Neuabschluß von AVI- Verträgen erfolgte in völligem Einklang mit der Verordnung vom 17.08.1950.

4. Wirkungen im Vergleich Ost-West

In der Altersversorgung der technischen Intelligenz im Vergleich Ost-West gibt es wesentliche qualitative Unterschiede. 

In den alten Bundesländern bestehen die Altersbezüge der technischen Intelligenz im Regelfall aus drei Anteil-Komponenten:

a)  Pensionen als Beamter/in oder vergleichbarer gesetzlicher Rente plus 

Zusatzversorgung (z.B. Betriebsrente)

     b)  Staatlich geförderter Eigentumsbildung:

-    wie Eigenheim/Eigentumswohnung

-    wie Bausparprämien (aus jungen Jahren) 

-    wie Vermögenswirksamer Leistungen

· wie steuerbegünstigte Lebensversicherungen
      c)  Eigenanteil aufgrund langjähriger günstiger Verdienstmöglichkeiten.

Die Sicherung der Altersversorgung ausschließlich durch die gesetzliche Rente ist für die technische Intelligenz in den alten Bundesländern eine äußerst seltene Ausnahme.

In den neuen Bundesländern ist die Situation genau umgekehrt. 

Hier ist die Sicherung der Altersversorgung für die technische Intelligenz in der Regel ausschließlich durch die gesetzliche Rente bestimmt. 

Im Ergebnis einer Untersuchung des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) von 1996 wird festgestellt, dass die Renteneinkommen der Ehepaare im Osten 15 bis 40 % niedriger liegen als bei vergleichbaren Ehepaaren im Westen. Auch diese Untersuchung führt die unterschiedlichen Alterseinkommen in Ost und West darauf zurück, dass die Mitbürger im Osten nur wenige Möglichkeiten hatten, neben der gesetzlichen Rente zusätzliche Altersversorgungen zu erwerben. 

5. Auswirkungen der Nichtanerkennung der AVI

Auf der Grundlage des Urteils des Bundessozialgericht  Az: B4 RA 27/97 R wurden bisher ca. 800.000 Ingenieure der ehemaligen DDR  in das Zusatzversorgungssystem AVI (tech) einbezogen und erhalten ihre zusätzliche Altersversorgung. Etwa 1500 Ingenieure der ehemaligen Interflug sind aus dieser Versorgung bisher ausgegrenzt, d.h. sie erhalten 100 €  bis 150 € monatlich weniger Rente.

6.
Schlußfolgerungen

Aus vorstehenden Ausführungen geht deutlich hervor, daß die technische Intelligenz der Deutschen Lufthansa (Ost), der Staatlichen Flughafenverwaltung und der Interflug aus nicht nachvollziehbaren juristischen Fehlauslegungen seitens der Bundesanstalt für Angestellte (BfA) und dem durch diese BfA maßgeblich herbeigeführten Fehlurteil des Bundes - Sozialgerichts (B4 RA 3/02 R) bezüglich der Altersversorgung diskriminiert wird. Um den Rechtsanspruch  der technischen Intelligenz der zivilen Luftfahrt auf die AVI (tech) letztendlich doch noch durchzusetzen, hat sich die Fachgruppe „Zivile Luftfahrt“ im Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und Hinterbliebenen (BRH) zum Ziel gesetzt, alle zur Verfügung stehenden juristischen und politischen Möglichkeiten voll auszuschöpfen.

Im einzelnen sind das:

· Die Unterstützung der Nichtzulassungsbeschwerde beim BSG des Rentners Jürgen Kirst.

· Die aktive beratende Unterstützung der Verfahrensstände der einzelnen Mitglieder der  "Gruppe zivile Luftfahrt“ im BRH.

· Die Fortführung der Petition im Deutschen Bundestag zum Problem AVI  (tech) der Interflug-Jngenieure.

· Die Sensibilisierung von politischen  Persönlichkeiten sowie der Öffentlichkeit zur Beseitigung von Ungerechtigkeiten im Rentenrecht.

-    Einwirkung auf die BfA zur Richtigstellung des Sachverhaltes zur AVI der technischen

      Intelligenz der Interflug auf dem Wege der Amtsermittlung.

· Wenn notwendig, den Rechtsanspruch der Interflug-Ingenieure auf die AVI (tech)

      auch am Europäischen Gerichtshof  durchzusetzen. 
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